
 

42-642/2-19-2019-020 
 
Verordnung des Landratsamtes Neumarkt i.d.OPf. über das Wasserschutzgebiet der 
Brunnen III und IV Velburg, Stadt Velburg im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. für die  
öffentliche Wasserversorgung der Stadt Velburg, Hinterer Markt 1, 92355 Velburg  
vom                 2021  
 
 
Das Landratsamt Neumarkt i.d.OPf. erlässt auf Grund des § 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Satz 3, 
Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) in 
Verbindung mit § 11 Nr. 4 Delegationsverordnung (DelV) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), zuletzt durch § 2 des Gesetzes 
vom 24. März 2021 (GVBl. S. 94) geändert, Art. 63 und Art. 73 des Bayerischen Wasserge-
setzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130, 
BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737), 
folgende 
 
 
 

V e r o r d n u n g 
 
 
§ 1 Allgemeines 
 
Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für das Versorgungsgebiet der Stadt  
Velburg wird auf den Gebieten der Stadt Velburg und der Gemeinde Deining, Landkreis 
Neumarkt i.d.OPf. das in § 2 näher umschriebene Wasserschutzgebiet festgesetzt. Für die-
ses Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 7 erlassen. 
 
 
§ 2 Schutzgebiet 
 
(1) Das Schutzgebiet besteht aus 

 2 Fassungsbereichen (Zone I), 

 1 engeren Schutzzone (Zone II),  

 1 weiteren Schutzzone (Zone III A), 

 1 weiteren Schutzzone (Zone III B). 

 
(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in dem im An-

hang (Anlage 1) veröffentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue Grenzziehung 
ist ein Lageplan im Maßstab 1: 5.000 maßgebend, der im Landratsamt Neumarkt 
i.d.OPf. und im Rathaus der Stadt Velburg niedergelegt ist; er kann dort während der 
Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze der Schutzzone verläuft auf 
der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Schutzzonengrenze 
ein Grundstück schneidet, auf der der Fassung näheren Kante der gekennzeichneten 
Linie. 
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(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen 

Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht. 
 
(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die engere Schutzzone und die wei-

teren Schutzzonen III A und III B sind, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter 
Weise kenntlich gemacht bzw. kenntlich zu machen 

 
 
§ 3 Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen 
 
(1) Es sind 

 
in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nrn. 2 bis 5 
zugelassenen Maßnahmen) 

1.1 Aufschlüsse oder Verände-
rungen der Erdoberfläche, 
auch wenn Grundwasser 
nicht aufgedeckt wird, vor-
zunehmen oder zu erwei-
tern; insbesondere Fisch-
teiche, Kies-, Sand- und 
Tongruben, Steinbrüche, 
Übertagebergbau und Torf-
stiche  

nur zulässig, wenn die 
Schutzfunktion der Grund-
wasserüberdeckung hier-
durch nicht wesentlich ge-
mindert wird. 

verboten, 

ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen 
der ordnungsgemäßen land- und forstwirt-
schaftlichen Nutzung 

1.2 Wiederverfüllung von Erd-
aufschlüssen, Baugruben 
und Leitungsgräben sowie 
Geländeauffüllungen 

nur zulässig 

- mit dem ursprünglichen Erdaushub im Zuge von 
Baumaßnahmen und 

- sofern die Bodenauflage wiederhergestellt wird 

 

verboten 

1.3 Leitungen verlegen  
oder erneuern (ohne  
Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11) 

---  

verboten 

1.4 Durchführung von  
Bohrungen 

nur zulässig bis zur  
Basis des obersten Grund-
wasserleiters bzw. bis auf 
maximal 515 m ü.NN 

nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 
1 m Tiefe oder Erkundungsmaßnahmen, die im 
Zusammenhang mit der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage der Stadt Velburg in Zu-
sammenhang stehen 

1.5 Untertage-Bergbau, 
Tunnelbauten 

verboten 

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1) 

2.1 Rohrleitungsanlagen zum 
Befördern von wasserge-
fährdenden Stoffen zu er-
richten oder zu erweitern 

 

verboten 
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in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

2.2 Anlagen nach § 62 WHG 
zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen zu 
errichten oder zu erweitern 

nur zulässig entsprechend 
Anlage 2, Ziffer 2 

nur zulässig  
entsprechend Anlage 2, 
Ziffer 2 für Anlagen, die 
im Rahmen von Haus-
halt und Landwirtschaft 
(max. 1 Jahresbedarf) 
üblich sind 

 

verboten 

2.3 Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen nach  
§ 62 WHG außerhalb von 
Anlagen nach Nr. 2.2  
(siehe Anlage 2, Ziffer 3) 

nur zulässig für die kurzfristige (wenige Tage)  
Lagerung von Stoffen bis Wassergefährdungsklasse 
2 in dafür geeigneten dichten Transportbehältern bis 
zu je 50 Liter 

 

verboten 

2.4 Abfall i.S.d. Abfallgesetze 
und bergbauliche Rück-
stände abzulagern  
(Abfallbehandlung und  
Lagerung siehe Nr. 2.2 und 
Nr. 2.3) 

 

verboten 

 

2.5 Genehmigungspflichtiger 
Umgang mit radioaktiven 
Stoffen im Sinne des Atom-
gesetzes und der Strahlen-
schutzverordnung 

 

verboten 

2.6 Windkraftanlagen zu er-
richten oder zu erweitern 

nur zulässig 
für getriebelose Anlagen 
ohne Spezialgründungen 
sofern die Gründungs-
sohle über dem höchsten 
Grundwasserstand liegt 

 

verboten 

 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1 Abwasserbehandlungsan-
lagen zu errichten oder zu 
erweitern einschließlich 
Kleinkläranlagen  

nur mit biologischer Reini-
gungsstufe zulässig 

- für Klärbecken und –gru-
ben in monolithischer 
Bauweise, 

- für Teichanlagen und 
Pflanzenbeete mit künst-
licher Sohleabdichtung, 

wenn die Dichtheit und 
Standsicherheit durch ge-
eignete Konzeption, Bau-
ausführung und Bauab-
nahme sichergestellt ist 

nur Kleinkläranlagen 
mit biologischer Reini-
gungsstufe zulässig 
entsprechend den An-
forderungen in III B 

 

verboten 

3.2 

 

Regen- oder Mischwasser-
entlastungsbauwerke zu 
errichten oder zu erweitern 

 

--- 

 

verboten 
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in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

3.3  

Trockentoiletten 

 

 

--- 

nur zulässig  
bei vorübergehender 
Aufstellung (max. 6 
Wochen) mit dichtem,  
regelmäßig geleertem 
Behälter 

 

 

verboten 

3.4  

Ausbringen von Abwasser  

 

verboten, ausgenommen in ausreichend bemesse-
nen 3-Kammer-Ausfaulgruben gereinigtes Abwasser 
aus dem Ablauf von Kleinkläranlagen zusammen 
mit Gülle oder Jauche zur landwirtschaftlichen Ver-
wertung 

 

 

verboten 

3.5 

 

Anlagen zur 
- Versickerung von  

Abwasser oder  
- Einleitung oder Versi-

ckerung von Kühlwasser 
oder Wasser aus Wär-
mepumpen in das 
Grundwasser 

zu errichten oder zu erwei-
tern 
 

 

verboten 

 

verboten 

3.6 Anlagen zur Versickerung 
des von Dachflächen ab-
fließenden Wassers zu er-
richten oder zu erweitern 

(auf die Erlaubnispflichtig-
keit nach § 8 Abs. 1 WHG 
i.V.m. § 1 NWFreiV wird 
hingewiesen) 

--- - nur zulässig bei aus-
reichender Reinigung 
durch flächenhafte 
Versickerung über 
den bewachsenen 
Oberboden oder 
gleichwertige Filteran-
lagen 1 

- verboten für Nieder-
schlagswasser von 
Gebäuden auf ge-
werblich genutzten 
Grundstücken 

 

verboten 

                                                 

1 siehe DWA-Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ 
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in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

3.7 Abwasserleitungen und zu-
gehörige Anlagen zu er-
richten oder zu erweitern 

nur zulässig zum Ableiten 
von Abwasser, wenn die 
Dichtheit der Entwässe-
rungsanlagen vor Inbe-
triebnahme durch Druck-
probe nachgewiesen und 
wiederkehrend alle 
5 Jahre durch einge-
hende Sichtprüfung und 
alle 10 Jahre durch 
Druckprobe oder anderes 
gleichwertiges Verfahren 
überprüft wird.  

(Durchleiten von außer-
halb des Wasserschutz-
gebiets gesammelten Ab-
wasser verboten.) 

 

verboten 

3.8 von Straßen oder Ver-
kehrsflächen abfließendes 
Wasser punktuell zu ver-
senken oder zu versickern 

 

verboten 

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen 
Handlungen 

4.1 Straßen, Wege und  
sonstige Verkehrsflächen 
zu errichten oder zu  
erweitern 

nur zulässig 

- für klassifizierte Straßen, wenn die „Richtlinien für 
bautechnische Maßnahmen an Straßen in Was-
serschutzgebieten (RiStWag)“ in der jeweils gel-
tenden Fassung beachtet werden 
und 

- wie in Zone II, jedoch Geländeeinschnitte  
zulässig 

nur zulässig  

- für öffentliche Feld- 
und Waldwege, be-
schränkt-öffentliche 
Wege, Eigentümer-
wege und Privat-
wege ohne Gelän-
deeinschnitte  
(außer Oberboden-
abtrag von max.  
30 cm) und  

- bei breitflächigem 
Versickern des ab-
fließenden Wassers 

wenn die Schutzfunk-
tion der Grundwasser-
überdeckung erhalten 
bleibt  

4.2 Eisenbahnanlagen zu er-
richten oder zu erweitern 

 

verboten 
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in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

4.3 wassergefährdende aus-
waschbare oder auslaug-
bare Materialien (z. B. Bau-
schutt, Schlacke, Teer, Im-
prägniermittel u. ä.) zum  
Straßen-, Wege-, Eisen-
bahn- oder Wasserbau zu 
verwenden 

 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, 
Baustofflager zu errichten 
oder zu erweitern 

 

--- 

 

verboten 

4.5 Zeltplätze einzurichten;  
Camping aller Art 

nur zulässig mit Abwas-
serentsorgung über eine 
dichte Sammelentwässe-
rung unter Beachtung von 
Nr. 3.7 

verboten 

4.6 Sportanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

- nur zulässig mit Abwas-
serentsorgung über 
eine dichte Sammelent-
wässerung unter Be-
achtung von Nr. 3.7 

- verboten für Tontauben-
schießanlagen und  
Motorsportanlagen 

 

verboten 

4.7 Sport- und sonstige Veran-
staltungen durchzuführen 

- nur zulässig mit ord-
nungsgemäßer Abwas-
serentsorgung und aus-
reichenden, befestigten 
Parkplätzen (wie z.B. 
bei Sportanlagen) 

- verboten für Gelände-
motorsport 

 

verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder 
zu erweitern. 

verboten 

4.9 Flugplätze einschließlich 
Sicherheitsflächen, Notab-
wurfplätze, militärische An-
lagen und Übungsplätze zu 
errichten  

 

verboten 

4.10 Militärische Übungen 
durchzuführen 

nur Durchfahren auf klassifizierten Straßen zulässig 

4.11 Kleingartenanlagen zu er-
richten oder zu erweitern 

verboten 
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in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

4.12 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln auf Freiland-
flächen, die nicht land-, 
forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzt werden 
(z. B. Verkehrswege, 
Rasenflächen, Friedhöfe, 
Sportanlagen) 

 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoff- 
düngern auf Freilandflä-
chen, die nicht land-, forst-
wirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzt werden (z.B. 
Verkehrswege, Rasenflä-
chen, Friedhöfe, Sportan-
lagen 

nur zulässig bei standort- und bedarfsgerechter 
Düngung 

nur standort- und be-
darfsgerechte Dün-
gung mit Mineral- 
dünger zulässig 

4.14 Beregnung von öffentlichen 
Grünanlagen, Rasensport- 
und Golfplätzen 

 

verboten wie Nr. 6.11 

5. bei baulichen Anlagen allgemein 

5.1 bauliche Anlagen zu errich-
ten oder zu erweitern  

nur zulässig 

- wenn kein häusliches 
oder gewerbliches Ab-
wasser anfällt oder in 
eine dichte Sammelent-
wässerung eingeleitet 
wird unter Beachtung 
von 3.6 und 

- wenn die Gründungs-
sohle mindesten 5 m 
über dem höchsten 
Grundwasserstand liegt 

nur zulässig 

- wenn kein häusliches 
oder gewerbliches 
Abwasser anfällt oder 
in eine dichte Sam-
melentwässerung 
eingeleitet wird unter 
Beachtung von 3.6 
und 

- wenn die Schutz-
funktion der Grund-
wasserüberdeckung 
hierdurch im Wesent-
lichen erhalten bleibt 

 

verboten 

5.2 Ausweisung neuer  
Baugebiete 

--- verboten 

5.3 Stallungen zu errichten  
oder zu erweitern 2 

nur zulässig  
entsprechend Anlage 2 
Ziffer 4 

nur zulässig  
entsprechend Anlage 2 
Ziffer 4 für bereits vor-
handene landwirtschaft-
liche Anwesen 

 

verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen von Jauche,  
Gülle, Silagesickersaft zu 
errichten oder zu erwei-
tern2  

nur zulässig mit Leckageerkennung der gesamten 
Anlage einschließlich Zuleitungen und frühestens 
6 Wochen nach Anzeige der Maßnahme beim Land-
ratsamt Neumarkt i.d.OPf. 

 

verboten 

                                                 

2   Es wird auf die Anlage 7 „Anforderungen an Jauche, Gülle, Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen)“ der Verordnung 

über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) in der jeweils geltenden Fassung hingewiesen. 
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in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

5.5 ortsfeste Anlagen zur  
Gärfutterbereitung und zur 
Gärsubstratlagerung zu er-
richten oder zu erweitern2 

nur zulässig mit Auffang-
behälter für Silagesicker-
saft, Behälter für Anlagen 
größer 150 m³ entspre-
chend Nr. 5.4 

nur zulässig mit Auf-
fangbehälter für Silage-
sickersaft, der bei Anla-
gen größer 150 m³ ent-
sprechend Nr. 5.4 her-
zustellen ist sowie bei 
Gärsubstratlagerung 
zusätzlich mit Leckage-
erkennung mittels Dich-
tungsbahn und Drän-
schicht und mit Auf-
fangmöglichkeit bei  
Leckage 

 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche 
oder Festmist, Gärsub-
strate aus Biogasanlagen 
und Festmistkompost  

 

nur zulässig entsprechend der jeweils gültigen Fas-
sung der Düngeverordnung (DüV) bzw. nach Lan-
desrecht vorgenommenen Abweichungen 

 

verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen  
organischen und minerali-
schen Stickstoffdüngern 
(ohne Nr. 6.3)  

nur zulässig entsprechend der jeweils gültigen Fassung der Düngeverord-
nung (DüV) bzw. nach Landesrecht vorgenommenen Abweichungen 

6.3 Ausbringen oder Lagern 
von Klärschlamm, klär-
schlammhaltigen Dünge-
mitteln, Fäkalschlamm  
oder Kompost aus zentra-
len Bioabfallanlagen 

 

verboten 

6.4 ganzjährige Bodenbede-
ckung durch Zwischen-  
oder Hauptfrucht 

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich. 
Eine wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeidbare Winterfurche  
darf erst ab 15. November erfolgen. Zwischenfrucht vor Mais oder Sonnen-
blumen darf erst ab 15. März eingearbeitet werden. 

6.5 Lagern von Festmist, Se-
kundärrohstoffdünger oder 
Mineraldünger auf unbefes-
tigten Flächen  

 

verboten, 

ausgenommen Kalkdünger, Mineraldünger und 
Schwarzkalk nur zulässig, sofern gegen Nieder-
schlag dicht abgedeckt 

 

verboten 

6.6 Lagern von Gärfutter oder 
Gärsubstrat außerhalb 
ortsfester Anlagen  

nur zulässig in allseitig dichten Foliensilos bei Silier-
gut ohne Gärsafterwartung sowie Ballensilage 

 

verboten 

6.7 Beweidung, Freiland-, 
Koppel- und Pferchtierhal-
tung   

nur zulässig auf Grünland ohne flächige Verletzung 
der Grasnarbe (siehe Anlage 2, Ziffer 4) oder für be-
stehende Nutzungen, die unmittelbar an vorhan-
dene Stallungen gebunden sind  

 

 

verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wild-
gatter zu errichten 

 

---  

verboten 
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in der weiteren Schutzzone in der engeren 

Schutzzone 

entspricht Zone III B III A II 

6.9 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln 

 

nur zulässig, sofern neben den Vorschriften des Pflanzenschutzrechts auch 
die Gebrauchsanleitungen beachtet werden 

6.10 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln aus Luftfahr-
zeugen oder zur Boden-
entseuchung 

 

verboten 

6.11 Beregnung landwirtschaft-
lich oder gärtnerisch ge-
nutzter Flächen 

nur zulässig nach Maßgabe der Beregnungsbera-
tung oder bis zu einer Bodenfeuchte von 70 % der 
nutzbaren Feldkapazität 

 

verboten 

6.12 landwirtschaftliche Dräne 
und zugehörige Vorflut- 
gräben anzulegen oder zu 
ändern 

 

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pflegemaßnahmen 

6.13 besondere Nutzungen im 
Sinne von Anlage 2, Zif-
fer 5 neu anzulegen oder 
zu erweitern. 

 

verboten 

6.14a Rodung verboten 

6.14b Kahlschlag oder eine in der 
Wirkung gleichkommende 
Maßnahme (siehe Anlage 
2, Ziffer 6) 

nur zulässig bis 3.000 m² 

(ausgenommen bei Kalamitäten bei Anzeige beim 
LRA Neumarkt i.d.OPf. und Benachrichtigung des 
Wasserversorgers) 

nur zulässig  
bis 1.000 m² 

(ausgenommen bei 
Kalamitäten bei An-
zeige beim LRA Neu-
markt i.d.OPf. und Be-
nachrichtigung des 
Wasserversorgers)  

6.15 Nasskonservierung von 
Rundholz 

verboten 

6.16 Holzlagerplätze --- zulässig bis zu einer 
Lagerung von 100 
Festmetern je Lager-
platz 

6.17 Befahren abseits von  
Wegen oder Straßen 

--- verboten, ausgenom-
men 

- im Rahmen der ord-
nungsgemäßen 
land-und forstwirt-
schaftlichen sowie 
fischereilichen Nut-
zung 

- auf tiefgefrorenem 
Boden 
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(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte 

Handlungen verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rahmen der 
Wassergewinnung und -ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasser-
versorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

 
(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 2 gelten hinsichtlich der Num-

mern 3.6 und 5.1 nicht für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und  
-ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verord-
nung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

 
 
§ 4 Befreiungen  
 
(1) Für die Erteilung von Befreiungen von den Verboten des § 3 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2 

und 3 WHG.  
 
(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und 

Nebenbestimmungen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 
 
(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Neumarkt i.d.OPf vom Grundstücks-

eigentümer verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der Wasserversorgung erfordert. 

 
 
§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 
 
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutz-

gebietes haben die Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erwei-
terung oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamtes 
Neumarkt i.d.OPf. zu dulden, sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften ver-
pflichtet sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern. 

 
(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach dem § 52 Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96-98 WHG 

und Art. 57 BayWG Entschädigung zu leisten. 
 
 
§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes 
 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutz-
gebietes haben zu dulden, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutz-
zonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich gemacht wer-
den. 
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§ 7 Kontrollmaßnahmen 
 
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutz-

gebietes haben Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Dünge-
mitteln und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte des Landratsamtes Neumarkt 
i.d.OPf zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu dulden. 

 
(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die 

hierzu notwendigen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet 
durch Beauftragte des Landratsamtes Neumarkt i.d.OPf. zu dulden. 

 
(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete des Trägers der 

öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der 
von ihm Beauftragten, zur Wahrnehmung der Eigenüberwachungspflichten gemäß § 3 
der Verordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranla-
gen (Eigenüberwachungsverordnung - EÜV) in der jeweils geltenden Fassung zu ge-
statten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu erteilen und technische Ermittlungen 
und Prüfungen zu ermöglichen. 

 
 
§ 8 Entschädigung und Ausgleich 
 
(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anord-

nung das Eigentum unzumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht durch eine 
Befreiung nach § 4 oder andere Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden 
kann, ist über die Fälle des § 5 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96-98 WHG 
und Art. 57 BayWG Entschädigung zu leisten. 

 
(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anord-

nung erhöhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirt-
schaftliche Nutzung einschränken oder Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb 
land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zur Folge haben, ist für die dadurch 
verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich gemäß Art. 32  
i. V. m. Art. 57 BayWG zu leisten. 

 
 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7 a, Abs. 2 WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geld-
buße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 
1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt, 
 
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit 

der Befreiung verbundenen Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen. 
 
3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5 und 7 nicht duldet. 
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§ 10 Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des  
Landkreises Neumarkt i.d.OPf. in Kraft. 

 
 
Neumarkt i.d.OPf., den  
 
LANDRATSAMT Neumarkt i.d.OPf. 
 
 
 
Willibald Gailler 
Landrat 
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Anlage 1 (Lageplan Maßstab 1 : 5.000) 
 
 
Anlage 2 
 
Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 2 und 6 
 
1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
 

Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe ist Kapitel 2 in Verbindung mit 
§ 66 der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV)“ zu beachten. 

 
2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nr. 2.2) 
 

Im Fassungsbereich und in der engeren Schutzzone sind Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen nicht zulässig.  

 
In der weiteren Schutzzone (III A und III B)) sind nur zulässig: 

 
1. Oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C, die in einem Auffangraum 

aufgestellt sind, sofern sie nicht doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckan-
zeigegerät ausgerüstet sind; der Auffangraum muss das maximal in den Anlagen 
vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe aufnehmen können. 

 
2. Unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A und B, die doppelwandig aus-

geführt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind. 
 

Die Prüfpflicht richtet sich nach der AwSV.  
 
Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z. B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen 
oder Wertstoffhöfen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haushal-
ten zur regelmäßigen Abholung (z. B. Mülltonnen) werden keine besonderen Anfor-
derungen gestellt. 

 
3.  Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 
 

Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 

- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln etc. nach den Maßgaben der  

Nrn. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, 6.5 und 6.6, 

- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes, 

- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen für Fahrzeuge und Maschinen, 

- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 

- Kompostierung im eigenen Garten. 

 
Entsprechend AwSV werden an Abfüllplätze von Heizölverbraucheranlagen über die 
betrieblichen Anforderungen hinaus keine Anforderungen gestellt.  
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 Im Folgenden werden einige in Haushalt, Landwirtschaft und Industrie gebräuchliche 
Stoffe und deren Einstufung in die jeweilige Wassergefährdungsklasse gemäß AwSV 
beispielhaft aufgeführt. Ebenso sind viele Abfälle wassergefährdende Stoffe 
 

WGK 1 WGK 2 WGK 3 

schwach wassergefährdende 
Stoffe 

deutlich wassergefährdende 
Stoffe 

stark wassergefährdende Stoffe 

„Biodiesel“; schweres Heizöl 

 

reine Schmieröle auf Mineral-
ölbasis 

 

Ethanol (Alkohol, Brennspiritus) 

 

Glykol (in Kühlmitteln) 

Essigsäure (Entkalker) 

Salzsäure 

Schwefelsäure (z. B. in Auto-
batterien) 

 

Auftausalz, Viehsalz 

 

Düngemittel wie Flüssigdünger 

AHL 

Dieselkraftstoff; leichtes Heizöl 

 

Schmieröle auf Mineralölbasis 
mit Zusätzen (Motorenöl,  
Hydrauliköl, Getriebeöl) 

 

Dichlormethan (in Abbeizmit-
teln) 

Formaldehyd (als Konservie-
rungsmittel in Lacken und Kle-
bern) Natriumhypochlorit 
(Chlorbleichlauge) 

Toluol, Xylol (in sog. 
Nitroverdünnern) 

einige Pflanzenschutzmittel 

z. B. Terbuthylazin Bentazon 

Ottokraftstoffe (Benzin, Super) 
Altöle 

 

einige Lösungsmittel, z. B. 

Tetrachlorethen (chem. Reini-
gung) 

Trichlorethen (zur Metallentfet-
tung) Quecksilber 

Teer (Abdichtmittel) die meisten 
Pflanzenschutzmittel, z. B. 

Cypermethrin 

Lindan 

Isoproturon 

Ammoniumnitrat, -sulfat 

Kaliumnitrat, -sulfat 

Dicyandiamid (DIDIN) 

Ethephon  

 
4.  Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nr. 5.3 und Nr. 5.4) 
 

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind flüssig-
keitsundurchlässig (Beton mit hohem Wassereindringungswiderstand) auszuführen 
und jährlich durch Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kontrollieren. 
 
Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte zu 
gliedern, die einzeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit ohne wesentliche Beeinträch-
tigung des laufenden Betriebes reparierbar sind. 
 
Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu 
gliedern, dass eine Reparatur jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des laufen-
den Betriebes möglich ist. Dies kann durch einen zweiten Lagerbehälter oder eine aus-
reichende Speicherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden. 
 
Die Dichtheit von Gülle- bzw. Jauchebehälter sowie der Fugenbereiche von Gülle- 
bzw. Jauchekanälen ist mittels Leckageerkennungssystem im Rahmen der Eigenüber-
wachung mindestens vierteljährlich zu kontrollieren; eine jährliche Fremdüberwachung 
ist zu ermöglichen. Für das Leckageerkennungssystem ist ein bauaufsichtlicher Ver-
wendbarkeitsnachweis erforderlich (DIBt-Zulassung). Die besonderen Bestimmungen 
der Zulassung sind zu beachten. 
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Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN 11622 und das 
DWA-Arbeitsblatt A 792, sind zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen der An-
lagen darf nur durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV erfolgen. Der Betreiber hat 
den ordnungsgemäßen Zustand der Anlagen einschließlich der Rohrleitungen vor In-
betriebnahme (und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen Sachverständigen prüfen 
zu lassen. 
 
Die Planunterlagen sind zur frühzeitigen Klärung von Ausgleichsansprüchen nach 
Art. 32 Satz 1 BayWG dem Wasserversorgungsunternehmen vorzulegen. Der Beginn 
der Bauarbeiten ist bei der Kreisverwaltungsbehörde und dem Wasserversorgungsun-
ternehmen 14 Tage vorher anzuzeigen. 
 
Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus einem in Zone III A vorhan-
denen Anwesen entstehen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vorhandenen 
Anwesen“. 

 
5.  Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7) 
 

Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das wie bei herkömmli-
cher Rinderweide unvermeidbare Maß (linienförmige oder punktuelle Verletzungen im 
Bereich von Treibwegen, Viehtränken etc.) überschritten wird. 

 
6.  Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und 

gärtnerische Nutzungen (zu Nr. 6.13): 
- Weinbau 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau  
- Zierpflanzenanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 

 
Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die 
Verlegung im Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleich-
bleibender Größe der Anbaufläche. 
 

7.  Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleichkommende Maßnahmen  
(zu Nr. 6.14) 

 
Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle aufstockenden Bäume in ei-
nem oder in wenigen kurz aufeinander folgenden Eingriffen entnommen werden, ohne 
dass bereits eine ausreichende übernehmbare Verjüngung vorhanden ist und daher 
durch die Hiebmaßnahme auf der Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen. 

 
Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist eine Lichthauung, bei der nur 
noch vereinzelt Bäume stehen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls Freiflä-
chenbedingungen entstehen. 

 
Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder mehrere benachbarte Waldbe-
sitzer Hiebe durchführen, die in der Summe zu den o. g. Freiflächenbedingungen füh-
ren.  
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Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer Waldbesitzer auf räumlich ge-
trennten Teilflächen zulässig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Verordnung 
lediglich in der Summe überschreiten.  

 
Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, Schneebruch oder durch Schäd-
lingsbefall zu verstehen, deren Beseitigung nur durch die Entnahme aller geschädigten 
Bäume und daher u.U. nur durch Kahlschlag möglich ist.  

 
 


